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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Frau Oester le-Schwerin und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Verlust der steuerlichen Eigentumsförderung nach § lOe des 
Einkommensteuergesetzes bei Eintreten der Erwerbsiosigkeit 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Wie will die Bundesregierung der Tatsache entgegenwirken, 
daß durch den Verlust der steuerhchen Eigentumsförderung 
(§ 10 e Einkommensteuergesetz) bei Eintreten der Erwerbslosig- 
keit immer mehr Eigenheimbesitzer/innen und Käufer/innen von 
Eigentumswohnungen in die Gefahr geraten, ihr Wohneigentum 
zu verlieren? 

Bonn, den 7. Dezember 1987 

Frau Oesterle- Schwerin 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 

Begründung 

Das derzeitige Arbeitslosengeld beträgt 63 bzw. 68 Prozent des 
um „die gesetzhchen Abzüge, die bei Arbeitnehmer/innen ge- 
wöhnlich anfallen" verminderten Arbeitsentgelts (§111 AEG). 

Bei diesen Abzügen wird ein aufgrund des § lOe Einkommen- 
steuergesetz gewährter Freibetrag nicht berücksichtigt. Auf diese 
Weise verheren erwerbslos werdende Wohnungseigentümer/ 
innen die steuerhche Eigentumsförderung. Dadurch beträgt das 
Arbeitslosengeld weit weniger als die in der öffentlichen Diskus- 
sion immer behaupteten 63 bzw. 68 Prozent des tatsächhchen 
Nettoeinkommens. Bei vielen Erwerbslosen führt das dazu, daß 
sie ihre gekaufte Wohnung oder ihr Haus nicht mehr bezahlen 
können. 
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